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IM NAMEN DER REPUBLIK!

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch die Richterin MMag. Alexandra JUNKER als Einzelrichterin Gber die
Beschwerde von XXXX, StA.
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Nigeria, vertreten durch: Verein Menschenrechte Osterreich, gegen den Bescheid des Bundesamts fir Fremdenwesen
und Asyl, Erstaufnahmestelle Ost, vom 13.08.2018, ZI. 1186201201/180310730, zu

Recht erkannt:

A)

Die Beschwerde wird als unbegriindet abgewiesen.

B)

Die Revision ist gemaR Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassig.
Text

ENTSCHEIDUNGSGRUNDE:

I. Verfahrensgang:

1. Der Beschwerdefihrer stellte am 30.03.2018 einen Antrag auf internationalen Schutz, wobei er angab XXXX zu
heiBen und am XXXX geboren zu sein. Hinsichtlich seiner Fluchtgrunde fuhrte der Beschwerdefiihrer aus, dass eine
geheime Gang von seinem Vater gewollt habe, dass sich dieser der Gang anschliel3e. Auch hatten sie gewollt, dass er
sich dieser Gruppe anschlieBe. Sein Vater habe ihn beschitzt. Deswegen sei sein Vater umgebracht worden. Er sei
nach Libyen zu seinem Onkel geflohen und habe dort als Autowdscher gearbeitet. Sein Arbeitgeber habe ihm bei
seiner Weiterreise geholfen. Dies sei sein einziger Fluchtgrund. Einen anderen Fluchtgrund habe er nicht.

2. Aufgrund von Zweifeln am Alter des Beschwerdeflihrers wurde der Beschwerdefihrer zu einem Handwurzelréntgen
und in der Folge zu einer Altersdiagnose geladen. In der Folge wurde von der medizinischen Universitat Graz mittels
gerichtsmedizinischem Gutachten vom 14.06.2018 ein Mindestalter von 19 Jahren festgestellt.

3. Am 01.08.2018 wurde der Beschwerdefihrer von der belangten Behorde einvernommen. Hinsichtlich seiner
Fluchtgriinde gab der Beschwerdeflihrer an, dass er von einer Gang an einen Mann namens Mussa verkauft worden
sei. Mussa komme aus dem Niger und er sei dorthin gebracht worden. Er habe zunachst im Haushalt gearbeitet und
sei dann an einen Araber weiterverkauft worden. Von dort sei er geflichtet, da er von dem Araber sehr schlecht
behandelt worden sei.

4. Mit dem Bescheid vom 13.08.2018 wies die belangte Behdrde den Antrag des Beschwerdefiihrers auf
internationalen Schutz hinsichtlich der Zuerkennung des Status des Asylberechtigten (Spruchpunkt 1) sowie
hinsichtlich des Status des subsidiar Schutzberechtigten in Bezug auf seinen Herkunftsstaat Nigeria (Spruchpunkt II.)
als unbegrindet ab. Zugleich erteilte sie dem Beschwerdeflhrer keinen Aufenthaltstitel aus
bertcksichtigungswurdigen ~ Granden  (Spruchpunkt IIl.), erlieR gegen den Beschwerdefuhrer eine
Rickkehrentscheidung (Spruchpunkt IV.) und stellte fest, dass seine Abschiebung nach Nigeria zuldssig ist
(Spruchpunkt V.). Des Weiteren setzte die belangte Behorde eine Frist fur die freiwillige Ausreise von 14 Tagen ab
Rechtskraft der Rickkehrentscheidung fest (Spruchpunkt VL.).

5. Gegen diesen Bescheid erhob der Beschwerdeflhrer rechtzeitig und zuldssig das Rechtsmittel einer Beschwerde.
Begrindend flhrte der Beschwerdefihrer aus, dass er im Falle einer Rickkehr nach Nigeria mit mal3geblicher
Wahrscheinlichkeit Verfolgung asylrelevanter Intensitat durch Privatpersonen zu gewartigen hatte. Nach der Judikatur
des Verwaltungsgerichtshofes zu 8 8 AsylG sei Voraussetzung einer positiven Entscheidung, dass eine konkrete, den
Asylwerber betreffende, aktuelle, durch staatliche Stellen zumindest gebilligte oder (infolge nicht ausreichenden
Funktionierens der Staatsgewalt) von diesen nicht abwendbare Gefahrdung bzw. Bedrohung vorliege, was
gegenstandlichen unbestritten der Fall sei. AuBerdem kénne im vorliegenden Fall unter Berucksichtigung der den
Beschwerdefiihrer betreffenden individuellen Umstanden nicht mit der erforderlichen Sicherheit ausgeschlossen
werden, dass er im Falle der Ruckkehr nach Nigeria einer realen Gefahr iSd Art. 3 EMRK ausgesetzt ware, welche unter
Berucksichtigung der dargelegten personlichen Verhaltnisse eine unmenschliche oder erniedrigende Behandlung
darstellen wirde. Der Beschwerdefiihrer wirde in eine ausweglose Lebenssituation geraten und real Gefahr laufen,
einer Verletzung seiner durch Art. 2 EMRK, Art. 3 EMRK oder der durch die Protokolle Nr. 6 oder Nr. 13 zur Konvention
geschutzten Rechte zu erleiden.

6. In der Folge legte die belangte Behdrde die Beschwerde dem Bundesverwaltungsgericht zur Entscheidung vor.


https://www.jusline.at/gesetz/asylg/paragraf/8

Il. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:
1. Feststellungen:
1.1. Zur Person des Beschwerdefuhrers:

Der volljahrige Beschwerdefihrer ist ledig, kinderlos, Staatsangehoriger von Nigeria, bekennt sich zum christlichen
Glauben und gehort der Volksgruppe der Esan an. Seine Identitat steht nicht fest.

Der Beschwerdefiihrer war bereits zum Zeitpunkt der Antragstellung auf internationalen Schutz volljahrig.
Der Beschwerdefihrer ist gesund und arbeitsfahig.
Der Beschwerdefiihrer besuchte in Nigeria 6 Jahre lang die Grundschule und arbeitete zuletzt als Fliesenleger.

Die Familie des Beschwerdeflhrers bestehend aus zumindest der Mutter, zwei Bridern und zwei Schwestern lebt in
Nigeria.

Der Beschwerdefhrer reiste illegal nach Osterreich ein und hélt sich seit mindestens 30.03.2018 in Osterreich auf.

In Osterreich verfiigt der Beschwerdefiihrer (ber keine Verwandten und Uber keine maRgeblichen privaten und

familidren Beziehungen.

Er ist nicht Mitglied in einem Verein. Gelegentlich besucht er einen Deutschkurs, konnte jedoch keine
Deutschkenntnisse nachweisen.

Der Beschwerdefiihrer ist in Osterreich nicht vorbestraft.
Er geht in Osterreich keiner Beschaftigung nach und bezieht Leistungen von der staatlichen Grundversorgung.
1.2. Zu den Fluchtmotiven des Beschwerdefuhrers:

Entgegen seinem Fluchtvorbringen kann nicht festgestellt werden, dass der Beschwerdeflihrer in Nigeria von einer
kriminellen Vereinigung an einen Mann namens Mussa und anschlieRend an einen Mann aus Libyen verkauft wurde

sowie wie ein Leibeigener gehalten wurde.

Dem Beschwerdeflhrer droht daher kine Verfolgung aufgrund seiner politischen oder religiosen Einstellung, aufgrund
seiner sozialen Herkunft, seiner Rasse, Nationalitat oder Zugehdrigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe.

1.3. Zu den Feststellungen zur Lage in Nigeria:

Hinsichtlich der aktuellen Lage im Herkunftsstaat des Beschwerdeflhrers sind gegentber den im angefochtenen
Bescheid vom 13.08.2018 getroffenen Feststellungen keine entscheidungsmaRgeblichen Anderungen eingetreten. Im
angefochtenen Bescheid wurde das aktuelle (Stand 07.08.2017) "Landerinformationsblatt der Staatendokumentation"
zu Nigeria vollstandig zitiert. Im Rahmen des Beschwerdeverfahrens ist auch keine Anderung bekannt geworden,
sodass das Bundesverwaltungsgericht sich diesen Ausfihrungen vollinhaltlich anschliel3t und auch zu den seinen

erhebt.

Das politische System Nigerias orientiert sich stark am System der Vereinigten Staaten; in der Verfassungswirklichkeit
dominieren der Prasident und die ebenfalls direkt gewahlten Gouverneure. Die lange regierende People;s Democratic
Party (PDP) musste nach den Wahlen 2015 erstmals seit 1999 in die Opposition; seither ist die All Progressives;
Congress (APC) unter Prasident Muhammadu Buhari an der Macht.

In Nigeria herrscht keine Burgerkriegssituation, allerdings sind der Nordosten, der Middle Belt und das Nigerdelta von
Unruhen und Spannungen gepragt. Fur einzelne Teile Nigerias besteht eine Reisewarnung, insbesondere aufgrund des
hohen Entfuhrungsrisikos.

Im Norden und Nordosten Nigerias hat sich die Sicherheitslage verbessert; in den landlichen Teilen der Bundesstaaten
Borno, Yobe und Adamawa kommt es aber weiterhin zu Anschlagen der Boko Haram. Es gelang den Sicherheitskraften
zwar, Boko Haram aus den meisten ihrer Stellungen zu vertreiben, doch war es kaum maoglich, die Gebiete vor
weiteren Angriffen durch die Islamisten zu schitzen. Der nigerianischen Armee wird vorgeworfen, im Kampf gegen
Boko Haram zahlreiche Menschenrechtsverletzungen begangen zu haben; die von Prasident Buhari versprochene
Untersuchung blieb bisher aber folgenlos.

Das Nigerdelta (Bundesstaaten Ondo, Edo, Delta, Bayelsa, Rivers, Imo, Abia, Akwa Ibom und Cross River) ist seit Jahren



von gewalttitigen Auseinandersetzungen und Spannungen rund um die Verteilung der Einnahmen aus den Ol- und
Gasreserven gepragt. Von 2000 bis 2010 agierten in der Region militante Gruppen, die durch ein im Jahr 2009 ins
Leben gerufene Amnestieprogramm zundchst beruhigt wurden. Nach dem Auslaufen des Programmes Ende 2015
brachen wieder Unruhen aus, so dass eine weitere Verlangerung beschlossen wurde. Die Lage hat sich seit November
2016 wieder beruhigt, doch bleibt sie volatil. Insbesondere haben Angriffe auf die Olinfrastrukturen in den letzten zwei
Jahren wieder zugenommen. Abgelegene Gebiete im Nigerdelta sind teils auch heute noch unter der Kontrolle
separatistischer und krimineller Gruppen.

In Zentralnigeria (Middle Belt bzw. Jos Plateau) kommt es immer wieder zu lokalen Konflikten zwischen ethnischen,
sozialen und religidsen Gruppen. Der Middle Belt bildet eine Briicke zwischen dem vorwiegend muslimischen
Nordnigeria und dem hauptsachlich christlichen Stden. Der Ursprung dieser Auseinandersetzungen, etwa zwischen
(Uberwiegend muslimischen nomadischen) Hirten und (Uberwiegend christlichen) Bauern, liegt oft nicht in religidsen
Konflikten, entwickelt sich aber haufig dazu.

Die Justiz Nigerias hat ein gewisses Mal3 an Unabhangigkeit und Professionalitat erreicht, doch bleibt sie politischem
Einfluss, Korruption und einem Mangel an Ressourcen ausgesetzt. Eine systematisch diskriminierende Strafverfolgung
ist nicht erkennbar, doch werden aufgrund der herrschenden Korruption tendenziell Ungebildete und Arme
benachteiligt. Das Institut der Pflichtverteidigung gibt es erst in einigen Bundesstaaten. In insgesamt zwolf nordlichen
Bundesstaaten wird die Scharia angewendet, Christen steht es aber frei, sich einem staatlichen Gerichtsverfahren zu
unterwerfen. Der Polizei, die durch geringe Besoldung und schlechte Ausriistung eingeschrankt ist, wird oftmals die
Armee zur Seite gestellt. Insgesamt ist trotz der zweifelsohne vorhandenen Probleme im Allgemeinen davon
auszugehen, dass die nigerianischen Behdrden gewillt und fahig sind, Schutz vor nichtstaatlichen Akteuren zu bieten.
Problematisch ist aber insbesondere, dass Gefangene haufig Folterung und Misshandlung ausgesetzt sind.
Disziplinarrechtliche oder strafrechtliche Folgen hat dies kaum. Die Bedingungen in den Haftanstalten sind hart und
lebensbedrohlich. Nigeria halt an der Todesstrafe fest, diese ist seit 2006 de facto ausgesetzt, wobei es in den Jahren
2013 und 2016 in Edo State aber zu einzelnen Hinrichtungen gekommen war. Die Regierung Buharis hat der
Korruption den Kampf erklért, doch mangelt es ihr an effektiven Mechanismen.

Die Menschenrechtssituation in Nigeria hat sich in den letzten 20 Jahren verbessert, schwierig bleiben aber die
allgemeinen Lebensbedingungen. Die Versammlungsfreiheit ist verfassungsrechtlich garantiert, wird aber gelegentlich
durch das Eingreifen von Sicherheitsorganen bei politisch unliebsamen Versammlungen eingeschrankt. Die politische
Opposition kann sich aber grundsatzlich frei betatigen; es gibt auch keine Erkenntnisse Uber die Verfolgung von
Exilpolitikern durch die nigerianische Regierung. Gelegentlich gibt es aber, vor allem bei Gruppen mit
sezessionistischen Zielen, Eingriffe seitens der Staatsgewalt. Dabei ist insbesondere die Bewegung im Studen und
Stdosten Nigerias zu nennen, die einen unabhangigen Staat Biafra fordert. Daflr treten sowohl das Movement for the
Actualisation of the Sovereign State of Biafra (MASSOB) und die Indigenous People of Biafra (IPOB) ein. Seit der
Verhaftung des Leiters des inzwischen verbotenen Radiosenders "Radio Biafra" im Oktober 2015 kommt es vermehrt
zu Demonstrationen von Biafra-Anhanger, gegen die laut verschiedenen Berichten, unter anderem von Amnesty
International, von den nigerianischen Sicherheitskraften mit Gewalt vorgegangen worden sein soll.

Im Vielvolkerstaat Nigeria ist Religionsfreiheit einer der Grundpfeiler des Staatswesens. Etwa 50% der Bevolkerung sind
Muslime, 40 bis 45% Christen und der Rest Anhanger von Naturreligionen. Im Norden dominieren Muslime, im Stden
Christen. Religiose Diskriminierung ist verboten. In der Praxis bevorzugen die Bundesstaaten aber in der Regel die
jeweils durch die lokale Mehrheitsbevolkerung ausgelibte Religion. Insbesondere in den Scharia-Staaten ist die
Situation fur Christen sehr schwierig. Die Toleranz zwischen den Glaubensgemeinschaften ist nur unzureichend
ausgepragt, mit Ausnahme der Yoruba im Sudwesten Nigerias, unter denen auch Ehen zwischen Christen und
Muslimen verbreitet sind. Speziell in Zentralnigeria kommt es zu lokalen religidsen Auseinandersetzungen, die auch
zahlreiche Todesopfer gefordert haben. In Nigeria gibt es auch noch Anhanger von Naturreligionen ("Juju"); eine
Verweigerung der Ubernahme einer Rolle als Priester kann schwierig sein, doch wird dies nicht als Affront gegen den
Schrein empfunden und sind auch keine Falle bekannt, in denen dies zu einer Bedrohung gefihrt hatte. Im Stden
Nigerias sind auch Kulte und Geheimgesellschaften vorhanden; insbesondere im Bundesstaat Rivers Uberschneiden
sich Kulte haufig mit StraRenbanden, kriminellen Syndikaten etc. Mafidse Kulte pragen trotz ihres Verbotes das Leben
auf den Universitaten; es wird auch Uber Menschenopfer berichtet.

Insgesamt gibt es (je nach Zahlweise) mehr als 250 oder 500 Ethnien in Nigeria. Die wichtigsten sind die Hausa/Fulani



im Norden, die Yoruba im Sidwesten und die Igbo im Stdosten. Generell herrscht in Nigeria Bewegungsfreiheit und ist
Diskriminierung aufgrund der Zugehorigkeit zu einer bestimmten Ethnie verboten. Allerdings diskriminieren Gesetze
jene ethnischen Gruppen, die am jeweiligen Wohnort nicht eigentlich indigen sind. So werden etwa Angehdrige der

Volksgruppe Hausa/Fulani im Bundesstaat Plateau diskriminiert.

Generell besteht aufgrund des fehlenden Meldewesens in vielen Fallen die Méglichkeit, Verfolgung durch Umzug in
einen anderen Teil des Landes auszuweichen. Dies kann aber mit gravierenden wirtschaftlichen und sozialen
Problemen verbunden sein, wenn man sich an einen Ort begibt, in dem keinerlei Verwandtschaft oder Bindung zur
Dorfgemeinschaft besteht.

Nigeria verfiigt Gber sehr groRe Ol- und Gasvorkommen, der GrofRteil der Bevolkerung ist aber in der Landwirtschaft
beschaftigt. Abgesehen vom Norden gibt es keine Lebensmittelknappheit. Mehr als zwei Drittel der Bevolkerung leben
in absoluter Armut. Offizielle Arbeitslosenstatistiken gibt es nicht, allerdings gehen verschiedene Studien von einer
Arbeitslosigkeit von 80% aus. Die Grol3familie unterstitzt beschaftigungslose Angehdorige.

Die medizinische Versorgung ist mit jener in Europa nicht vergleichbar, sie ist vor allem im landlichen Bereich
problematisch. Leistungen der Krankenversicherung kommen nur etwa 10% der Bevdlkerung zugute. In den
Grol3stadten ist eine medizinische Grundversorgung zu finden, doch sind die Behandlungskosten selbst zu tragen.
Medikamente sind verfugbar, kdnnen aber teuer sein.

Besondere Probleme fir abgeschobene Asylwerber nach ihrer Rickkehr nach Nigeria sind nicht bekannt. Das "Decree
33", das eine Doppelbestrafung wegen im Ausland begangener Drogendelikte theoretisch ermdglichen wirde, wird
nach aktueller Berichtslage nicht angewandt.

Eine nach Nigeria zurtickkehrende Person, bei welcher keine berucksichtigungswtrdigen Griinde vorliegen, wird durch
eine Rickkehr nicht automatisch in eine unmenschliche Lage versetzt.

2. Beweiswurdigung:
2.1. Zur Person des Beschwerdeflihrers:

Die Feststellungen zu seinen Lebensumstanden, seinem Gesundheitszustand, seiner Arbeitsfahigkeit, seiner Herkunft,
seiner Glaubens- und Volkszugehdrigkeit sowie seiner Staatsangehorigkeit grinden sich auf die diesbezuglichen
glaubhaften Angaben des Beschwerdefuhrers vor der belangten Behdrde. Die belangte Behdrde hat diese
Feststellungen korrekt und nachvollziehbar gewtrdigt. Aus dem Beschwerdevorbringen sind keine Zweifel an der
Richtigkeit dieser Feststellungen zur Person des Beschwerdefuhrers aufgekommen.

Die Feststellung, dass der Beschwerdefihrer volljahrig ist sowie auch bereits zum Zeitpunkt der Antragstellung auf
internationalen Schutz volljadhrig war, ergibt sich aus dem gerichtsmedizinischen Gutachten vom 14.06.2018 der
medizinischen Universitat Graz. Die Ergebnisse bleiben unbestritten.

Da der Beschwerdefihrer den ¢sterreichischen Behdrden keine identitdtsbezeugenden Dokumente vorlegen konnte,
steht seine Identitat nicht zweifelsfrei fest.

Dass der Beschwerdefiihrer in Osterreich tber keine maRgeblichen persénlichen und familidren Beziehungen verflgt,
ergibt sich aus den Angaben des Beschwerdeflhrers anlasslich seiner Einvernahme durch die belangte Behorde.

Die Feststellung Uber die strafgerichtliche Unbescholtenheit des Beschwerdefuhrers ergibt sich aus einer Abfrage des
Strafregisters der Republik Osterreich vom 21.12.2018.

Die Feststellungen, dass der Beschwerdeflhrer keiner Erwerbstatigkeit nachgeht und Leistungen aus der staatlichen
Grundversorgung bezieht, ergeben aus einem am 21.12.2018 abgefragten Speicherauszug aus dem
Betreuungsinformationssystem sowie aus dem diesbezUglichen Vorbringen des Beschwerdefuhrers.

2.2. Zu den Fluchtgrinden des Beschwerdefthrers:

Seinen gegenstandlichen Asylantrag begriindete der Beschwerdefihrer im Rahmen seiner Erstbefragung damit, dass
eine geheime Gang vom Vater gewollt habe, dass sich dieser der Gang anschliel3e. Sie hatten auch gewollt, dass er sich
dieser Gruppe anschliel3e. Sein Vater habe ihn beschitzt. Deswegen sei sein Vater umgebracht worden. Er sei nach
Libyen zu seinem Onkel geflohen und habe dort als Autowdscher gearbeitet. Sein Arbeitgeber habe ihm bei seiner
Weiterreise geholfen.



Im Rahmen seiner Einvernahme vor der belangten Behorde gab der Beschwerdeflhrer an, dass eine Gang den
Beschwerdefihrer nach einem Ful3ballspiel zu einem Beitritt habe bewegen wollen. Nachdem er dies abgelehnt habe,
sei er von der kriminellen Vereinigung an einem Mann namens Mussa verkauft worden, welcher ihn anschlielend an

einen Mann in Libyen verkauft habe. Er sei wie ein Leibeigener gehalten worden.

Es ist fur das Bundesverwaltungsgericht schltssig nachvollziehbar, dass die belangte Behorde dieses Fluchtvorbringen
als widerspruchlich und daher unglaubwurdig einstuft.

So weist die belangte Behdrde zu Recht darauf hin, dass der Beschwerdefiihrer sein Fluchtvorbringen, welches er im
Rahmen seiner Erstbefragung angegeben hatte, vor der belangten Behorde stark abanderte. Ebenso fihrt die belangte
Behorde zutreffend aus, dass der Beschwerdefihrer auch hinsichtlich seines Namens und seines Alters

unterschiedliche Angaben tatigte, was zu einer Schwachung der Glaubwirdigkeit des Beschwerdefthrers fuhrt.

Aber auch bei einer isolierten Betrachtung des von dem Beschwerdeflihrer zuletzt ins Treffen geflhrten
Fluchtvorbringens lassen sich zahlreiche Ungereimtheiten erkennen und kann das von dem Beschwerdefihrer
geschilderte Geschehen von der erkennenden Richterin - ebenso wie von der belangten Behdrde - nicht nachvollzogen

werden.

So ist insbesondere der Umstand, dass eine einflussreiche Gang, welche geheim operiere und zwei Manner getotet

habe, ausgerechnet den Beschwerdefiihrer am Leben gelassen haben soll, nicht nachvollziehbar.

Ebenso weist die belangte Behdrde im Zusammenhang mit dieser von dem Beschwerdefihrer angegeben Gang
namens "Bad Gang", welche Uberall im Land operieren wirde und auch in Europa aktiv sei, zu Recht darauf hin, dass

eine derartige Gruppierung in den Landerfeststellungen nicht auffindbar ist.

Zusammengefasst lasst sich daher festhalten, dass die Schilderungen des Beschwerdeflihrers, weshalb er sein
Heimatland verlassen habe, mit zahlreichen Widersprichen sowie Ungereimtheiten versehen sind und in keiner Weise

nachvollzogen werden kénnen.

Dieser Beurteilung tritt auch die Beschwerde in keiner Weise entgegen, sodass fur das Bundesverwaltungsgericht kein
Grund besteht, an der Wurdigung der belangten Behérde zu zweifeln. Daher schliet sich das

Bundesverwaltungsgericht dieser Beweiswrdigung vollinhaltlich an.
2.3. Zum Herkunftsstaat:

Die Feststellungen zur Lage im Herkunftsstaat beruhen auf dem aktuellen Landerinformationsbericht der
Staatendokumentation fur Nigeria vom 07.08.2017 samt den dort publizierten Quellen und Nachweisen Dieser
Landerinformationsbericht stutzt sich auf Berichte verschiedener auslandischer Behérden, etwa die allgemein
anerkannten Berichte des Deutschen Auswartigen Amtes, als auch jene von Nichtregierungsorganisationen, wie bspw.

Open Doors, sowie Berichte von allgemein anerkannten unabhangigen Nachrichtenorganisationen.

Die Feststellungen zur Lage im Herkunftsstaat in Nigeria ergeben sich insbesondere aus den folgenden Meldungen und

Berichten:

AA - Auswartiges Amt (21.11.2016): Bericht Gber die asyl- und abschieberelevante Lage in der Bundesrepublik Nigeria

AA - Auswartiges Amt (4.2017a): Nigeria - Innenpolitik, http://www.auswaertiges-
amt.de/DE/Aussenpolitik/Laender/Laenderinfos/Nigeria/Innenpolitik_node.html, Zugriff 6.7.2017

AA - Auswartiges Amt (4.2017¢): Nigeria - Wirtschaft, http://www.auswaertiges-
amt.de/DE/Aussenpolitik/Laender/Laenderinfos/Nigeria/Wirtschaft_node.html, Zugriff 26.7.2017

AA - Auswartiges Amt (24.7.2017): Nigeria - Reise- und Sicherheitshinweise (Teilreisewarnung),
http://www.auswaertiges-amt.de/DE/Laenderinformationen/00-SiHi/NigeriaSicherheit.html, Zugriff 24.7.2017



Al - Amnesty International (6.2017): Submission To The United Nations Committee On The Elimination Of
Discrimination Against Women,

https://www.ecoi.net/file_upload/1930_1500389874_int-cedaw-ngo-nga-27623-e.pdf, Zugriff 28.7.2017

Al - Amnesty International (24.2.2016): Amnesty International Report 2015/16 - The State of the World's Human Rights -
Nigeria, http://www.ecoi.net/local_link/319680/458848_de.html, Zugriff 28.7.2017

Al - Amnesty International (24.11.2016): Sicherheitskrafte toten mindestens 150 friedliche Demonstrierende,
https://www.amnesty.de/2016/11/22/nigeria-sicherheitskraefte-toeten-mindestens-150-friedliche-demonstrierende,
Zugriff 13.6.2017

BMEIA - AuBenministerium (24.7.2017): Reiseinformationen - Nigeria,

http://www.bmeia.gv.at/aussenministerium/buergerservice/reiseinformation/a-z-laender/nigeria-de.html, Zugriff
24.7.2017

BS - Bertelsmann Stiftung (2016): BTI 2016 - Nigeria Country Report,

https://www.bti-project.org/fileadmin/files/BTl/Downloads/Reports/2016/pdf/BTI_2016_Nigeria.pdf, Zugriff 6.7.2017

EASO - European Asylum Support Office (6.2017): EASO Country of Origin Information Report Nigeria Country Focus,
http://www.ecoi.net/file_upload/90_1496729214_easo-country-focus-nigeria-june2017.pdf, Zugriff 21.6.2017

FFP - Fund for Peace (10.12.2012): Beyond Terror and Militants:
Assessing Conflict in Nigeria,

http://www.fundforpeace.org/global/library/cungr1215-unlocknigeria-12e.pdf, Zugriff 21.6.2017

FH - Freedom House (1.2017): Freedom in the World 2017 - Nigeria,
https://www.ecoi.net/local_link/341818/485138_de.html, Zugriff 26.7.2017
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Angesichts der Seriositat und Plausibilitat der angefiihrten Erkenntnisquellen sowie dem Umstand, dass diese Berichte
auf einer Vielzahl verschiedener, voneinander unabhangigen Quellen beruhen und dennoch ein in den Kernaussagen
Ubereinstimmendes Gesamtbild ohne wissentliche Widerspruche darbieten, besteht kein Grund, an der Richtigkeit der

Angaben zu zweifeln.

Der Beschwerdeflhrer trat diesen Quellen und deren Kernaussagen zur Situation im Herkunftsland nicht substantiiert
entgegen.

Aufgrund der Kirze der verstrichenen Zeit zwischen der Erlassung des bekampften Bescheides und der vorliegenden
Entscheidung ergeben sich keine Anderungen zu den im bekdmpften Bescheid getroffenen Landerfeststellungen. Das
Bundesverwaltungsgericht schlie3t sich daher diesen Feststellungen vollinhaltlich an.

3. Rechtliche Beurteilung:

Zu A) Abweisung der Beschwerde

3.1. Zur Nichtgewahrung von Asyl (Spruchpunkt I. des angefochtenen Bescheides):
3.1.1. Rechtslage

GemaR § 3 Abs 1 AsylG ist einem Fremden, der in Osterreich einen Antrag auf internationalen Schutz gestellt hat,
soweit dieser Antrag nicht bereits gemal? §§ 4, 4a oder 5 leg. cit. zurlickzuweisen ist, der Status des Asylberechtigten
zuzuerkennen, wenn glaubhaft ist, dass ihm im Herkunftsstaat Verfolgung im Sinne des Art 1 Absch A Z 2 Genfer
Fluchtlingskonvention (GFK) droht.

Im Sinne des Art 1 Absch A Z 2 GFK ist als Fliichtling anzusehen, wer sich aus wohlbegrindeter Furcht, aus Grinden der
Rasse, Religion, Nationalitat, Zugehdrigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe oder der politischen Gesinnung
verfolgt zu werden, auBerhalb seines Heimatlandes befindet und nicht in der Lage oder im Hinblick auf diese Furch
nicht gewillt ist, sich des Schutzes dieses Landes zu bedienen; oder wer staatenlos ist, sich in Folge obiger Umstande
auBerhalb des Landes seines gewdhnlichen Aufenthaltes befindet und nicht in der Lage oder im Hinblick auf diese
Furcht nicht gewillt ist, in dieses Land zurtickzukehren.


https://www.jusline.at/gesetz/asylg/paragraf/3

Zentraler Aspekt der in Art 1 Absch A Z 2 GFK definierten Verfolgung im Herkunftsstaat ist die wohlbegriindete Furcht
vor Verfolgung. Eine Furcht kann nur dann wohlbegriindet sein, wenn sie im Lichte der speziellen Situation des
Asylwerbers unter Bertcksichtigung der Verhaltnisse im Verfolgerstaat objektiv nachvollziehbar ist. Es kommt nicht
darauf an, ob sich eine bestimmte Person in einer konkreten Situation tatsachlich flrchtet, sondern ob sich eine mit
Vernunft begabte Person in dieser Situation aus Konventionsgrinden fiirchten wirde. Unter Verfolgung ist ein
ungerechtfertigter Eingriff von erheblicher Intensitat in die zu schitzende persénliche Sphare des einzelnen zu
verstehen. Erhebliche Intensitat liegt vor, wenn der Eingriff geeignet ist, die Unzumutbarkeit der Inanspruchnahme des
Schutzes des Heimatstaates zu begrinden. Die Verfolgungsgefahr steht mit der wohlbegrindeten Furcht in engstem
Zusammenhang und ist Bezugspunkt der wohlbegrindeten Furcht. Eine Verfolgungsgefahr ist dann anzunehmen,
wenn eine Verfolgung mit einer mal3geblichen Wahrscheinlichkeit droht, die entfernte Moglichkeit einer Verfolgung
genugt nicht (VwGH 06.10.1999, 99/01/0279).

Selbst in einem Staat herrschende allgemein schlechte Verhéltnisse oder burgerkriegsahnliche Zustdnde begriinden
far sich alleine noch keine Verfolgungsgefahr im Sinne der Genfer Fliichtlingskonvention. Um eine Verfolgung im Sinne
des AsylG erfolgreich geltend zu machen, bedarf es einer zusatzlichen, auf asylrelevante Grunde gestitzten
Gefahrdung des Asylwerbers, die Uber die gleichermal3en die anderen Staatsbirger des Herkunftsstaates treffenden
Unbilligkeiten hinaus geht (VwGH 19.10.2000, 98/20/0233).

3.1.2. Anwendung der Rechtslage auf den gegenstandlichen Fall

Wie im Sachverhalt samt Beweiswirdigung unter Punkt 2.2. bereits dargelegt, vermochte der Beschwerdefihrer im
gegenstandlichen Verfahren keine wohlbegriindete Furcht vor einer asylrelevanten Verfolgung im Sinne der Genfer
Fluchtlingskonvention glaubhaft zu machen.

Die Voraussetzungen fiur die Erteilung von Asyl sind daher nicht gegeben. Aus diesem Grund war die Beschwerde
gegen Spruchpunkt |. des angefochtenen Bescheides gemafl3 8§ 28 Abs 2 VWGVG iVm § 3 Abs 1 AsylG als unbegrindet

abzuweisen.
3.2. Zur Nichtgewahrung von subsididrem Schutz (Spruchpunkt Il. des angefochtenen Bescheides):

Gemall § 8 Abs. 1 Ziffer 1 AsylG 2005 idgF ist der Status des subsididr Schutzberechtigten einem Fremden
zuzuerkennen, der in Osterreich einen Antrag auf internationalen Schutz gestellt hat, wenn dieser in Bezug auf die
Zuerkennung des Status des Asylberechtigten abgewiesen wird, wenn eine Zurtckweisung, Zurtickschiebung oder
Abschiebung des Fremden in seinen Herkunftsstaat eine reale Gefahr einer Verletzung von Art. 2 EMRK, Art. 3 EMRK
oder der Protokolle Nr. 6 oder Nr. 13 zur Konvention bedeuten wirde oder fir ihn als Zivilperson eine ernsthafte
Bedrohung des Lebens oder der Unversehrtheit infolge willktrlicher Gewalt im Rahmen eines internationalen oder
innerstaatlichen Konfliktes mit sich bringen wirde. GemalR § 8 Abs. 2 leg. cit. ist die Entscheidung Uber die
Zuerkennung des Status des subsidiar Schutzberechtigten nach Abs. 1 mit der abweisenden Entscheidung nach § 3
oder der Aberkennung des Status des Asylberechtigten nach 8 7 zu verbinden.

Nach der friheren standigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes war bei der Prifung betreffend die
Zuerkennung von subsididrem Schutz eine Einzelfallprifung vorzunehmen, in deren Rahmen konkrete und
nachvollziehbare Feststellungen zu der Frage zu treffen waren, ob einer Person im Fall der Ruckkehr in ihren
Herkunftsstaat die reale Gefahr ("real risk") einer gegen Art. 3 EMRK verstolRenden Behandlung droht (VwGH,
21.02.2017, Ro 2017/18/005). Der Verwaltungsgerichtshof stellte daher fir die Gewdhrung von subsididrem Schutz
insbesondere auf den MaRstab des Artikel 3 EMRK ab (vgl. etwa VWGH, 25.04.2017, Ra 2016/01/0307).

Allerdings hatte der EuGH in seinem Urteil vom 18.12.2014, M¢Bodj/Belgien, C-542/13, klargestellt, dass eine
Verletzung des Art. 3 EMRK nicht automatisch zur Gewahrung des Status von subsididarem Schutz nach Art 15 der
Status-Richtlinie (Richtlinie 2004/83/EG des Rates vom 29.04.2004) flhrt. Konkret fihrt er in Rz 40 aus: "Der Umstand,
dass ein an einer schweren Krankheit leidender Drittstaatsangehdriger nach Art. 3 EMRK in der Auslegung des
Europaischen Gerichtshofs fir Menschenrechte in absoluten Ausnahmefallen nicht in ein Land abgeschoben werden
kann, in dem keine angemessene Behandlung vorhanden ist, bedeutet deswegen aber nicht, dass es ihm erlaubt
werden muss, sich auf der Grundlage des subsididren Schutzes nach der Richtlinie 2004/83 in einem Mitgliedstaat
aufzuhalten." Subsidiarer Schutz nach Art. 15 lit. A und b der Statusrichtlinie verlangt nach dieser Auslegung durch den
EuGH, dass der ernsthafte Schaden durch das Verhalten von Dritten verursacht werden muss und nicht bloR Folge
allgemeiner Unzulanglichkeiten im Herkunftsland ist. Zugleich hielt der EuGH in dieser Entscheidung auch fest, dass es
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unionsrechtlich unzulassig ist, den in der Statusrichtlinie vorgesehenen Schutz Drittstaatsangehdrigen zuzuerkennen,
die sich in Situationen befinden, die keinen Zusammenhang mit dem Zweck dieses internationalen Schutzes aufweisen,

etwa aus familidren oder humanitaren Ermessensgriinden.

Die in dem Urteil vom 18.12.2014, M¢Bodj/Belgien vom EuGH entwickelten Grundsatze wurde im Erkenntnis des
Verwaltungsgerichtshofes vom 06.11.2018, Ra 2018/01/0106 aufgenommen und festgestellt, dass der 6sterreichische
Gesetzgeber die unionsrechtlichen Vorgaben der Statusrichtlinie zur Gewahrung des Status subsidiar
Schutzberechtigter in § 8 Abs. 1 AsylG entgegen der oben angefiihrten Rechtsprechung des EuGH umgesetzt hat.

In seiner Entscheidung vom 21.11.2018, Ra 2018/01/0461 wiederholt der Verwaltungsgerichtshof, dass es der
Statusrichtlinie widerspricht, einem Fremden den Status des subsididar Schutzberechtigten unabhangig von einer
Verursachung durch Akteure oder einer Bedrohung in einem bewaffneten Konflikt im Herkunftsstaat zuzuerkennen.

Zur Frage der unionsrechtskonformen Auslegung des innerstaatlichen Rechts hat der EuGH zuletzt in der Rechtssache
C-384/17 vom 04.10.2018 (Dooel Uvoz-lzvoz Skopje Link Logistic M&N gegen Budapest Rendorfokapitanya) festgelegt,
dass von Gerichten alles zu tun ist, um die volle Wirksamkeit des Unionsrechts zu gewahrleisten, wobei dies seine
Schranken in den allgemeinen Rechtsgrundsatzen findet und nicht als Grundlage einer Auslegung contra legem des
nationalen Rechts dienen darf. Wenn eine konforme Auslegung nicht mdéglich ist, ist das nationale Gericht verpflichtet,
das Unionsrecht in vollem Umfang anzuwenden und die Rechte, die dieses dem Einzelnen einraumt, zu schutzen,
indem es notfalls jede Bestimmung unangewendet lasst, deren Anwendung im konkreten Fall zu einem

unionsrechtswidrigen Ergebnis fihrt.

Die Zuerkennung des Status eines subsididar Schutzberechtigten ist daher nach den Kriterien des Art. 15 der
Statusrichtlinie zu prtfen.

Artikel 15 der Statusrichtlinie, der die Voraussetzung fur die Vergabe des Status eines subsididr Schutzberechtigten
festlegt, lautet:

Als ernsthafter Schaden gilt
a) die Verhangung oder Vollstreckung der Todesstrafe oder

b) Folter oder unmenschliche oder erniedrigende Behandlung oder Bestrafung eines Antragstellers im Herkunftsland
oder

c) eine ernsthafte individuelle Bedrohung des Lebens oder der Unversehrtheit einer Zivilperson infolge willkurlicher

Gewalt im Rahmen eines internationalen oder innerstaatlichen bewaffneten Konflikts.

Im gegenstandlichen Fall ist der Beschwerdefiihrer weder durch die Todesstrafe noch durch einen bewaffneten
Konflikt bedroht. Der Beschwerdeflihrer bzw. dessen Leben und dessen Unversehrtheit sind nicht infolge willkurlicher
Gewalt im Rahmen eines internationalen oder innerstaatlichen Konfliktes bedroht. Art 15a bzw. c der Statusrichtlinie
sind nicht erfullt.

Nach der oben zitierten Rechtsprechung des EuGH, der fur die Auslegung des Unionsrechts zustandig ist, ist es fur die
Zuerkennung des Status des subsidiar Schutzberechtigten im Sinne des Art. 15 b der Statusrichtlinie erforderlich, dass
der ernsthafte Schaden durch das Verhalten von Dritten (Akteuren) verursacht werden muss oder von einer
Bedrohung in einem bewaffneten Konflikt ausgeht. Nicht umfasst ist dagegen die reale Gefahr jeglicher etwa auf
allgemeine Unzulanglichkeiten im Heimatland zurlickzufiihrenden Verletzung von Art. 3 EMRK.

Im gegenstandlichen Fall wird der Beschwerdefihrer nicht von den Behérden Nigerias bedroht. Eine Gefahr einer Art.
3 EMRK Verletzung durch das konkrete Handeln (auch im Sinne von Unterlassungshandlungen) dritter Personen kann
ebenso nicht festgestellt werden.

Die Beschwerde erweist sich daher insoweit als unbegrindet, sodass sie auch hinsichtlich des Spruchpunktes Il. des
angefochtenen Bescheides gemal3 8 28 Abs 2 VwGVGiVm § 8 Abs 1 Z 1 AsylG abzuweisen war.

3.3. Zur Nichterteilung eines Aufenthaltstitels aus bertcksichtigungswurdigen Grunden (Spruchpunkt Ill. des
angefochtenen Bescheides)

3.3.1. Rechtslage

Gemal § 58 Abs 1 AsylG hat das Bundesamt die Erteilung eines Aufenthaltstitels gemaR8 57 AsylG (Aufenthaltstitel
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besonderer Schutz) von Amts wegen zu prifen, wenn der Antrag auf internationalen Schutz bezlglich der
Zuerkennung des Status des Asylberechtigten als auch der Zuerkennung des Status des subsidiar Schutzberechtigten
abgewiesen wird (Z 2) oder wenn ein Fremder sich nicht rechtmaBig im Bundesgebiet aufhalt und nicht in den
Anwendungsbereich des 6. Hauptstickes des FPG fallt (Z 5). GemalR § 58 Abs 2 AsylG hat das Bundesamt einen
Aufenthaltstitel gemaR & 55 AsylG (Aufenthaltstitel aus Griinden des Art 8 EMRK) von Amts wegen zu erteilen, wenn
eine Ruckkehrentscheidung auf Grund des § 9 Abs 1 bis 3 BFA-VG auf Dauer flUr unzuldssig erklart wird. Das
Bundesamt hat Uber das Ergebnis der von Amts wegen erfolgten Prifung der Erteilung eines Aufenthaltstitels gemaR
88 55 und 57 im verfahrensabschlieBenden Bescheid abzusprechen (8 58 Abs 3 AsylG). Auch wenn der Gesetzgeber das
Bundesamt im Verfahren zur Erlassung einer Ruckkehrentscheidung zur Prifung und spruchmafigen Erledigung der
Voraussetzungen der 88 55 und 57 AsylG von Amts wegen, dh auch ohne dahingehenden Antrag des
Beschwerdefiihrers, verpflichtet, ist die Frage der Erteilung eines solchen Titels auch ohne vorhergehenden Antrag im
Beschwerdeverfahren gegen den negativen Bescheid durchsetzbar und daher Gegenstand der Sachentscheidung des
Bundesverwaltungsgerichts (vgl VWGH 28.01.2015, Ra 2014/20/0121).

3.3.2. Anwendung der Rechtslage auf den gegenstandlichen Fall

Indizien dafir, dass der Beschwerdeflihrer einen Sachverhalt verwirklicht, bei dem ihm ein Aufenthaltstitel gemaRg§ 57
AsylG (Aufenthaltstitel besonderer Schutz) zu erteilen ware, sind weder vorgebracht worden, noch hervorgekommen:
Weder war der Aufenthalt des Beschwerdeflihrers seit mindestens einem Jahr im Sinne des § 46 Abs 1 Z 1 oder Z 1a
FPG geduldet, noch ist dieser zur Gewahrleistung der Strafverfolgung von gerichtlich strafbaren Handlungen oder zur
Geltendmachung und Durchsetzung von zivilrechtlichen Anspriichen im Zusammenhang mit solchen strafbaren
Handlungen notwendig, noch ist der Beschwerdefiihrer Opfer von Gewalt im Sinne des & 57 Abs 1 Z 3 AsylG. Ein
Aufenthaltstitel gemal3 § 57 AsylG war daher nicht zu erteilen.

Die Beschwerde erweist sich daher insoweit als unbegrindet, dass sie hinsichtlich des Spruchpunktes Ill. des
angefochtenen Bescheides gemal3 § 28 Abs 2 VWGVGiVm § 57 AsylG, abzuweisen war.

3.4. Zur Ruckkehrentscheidung (Spruchpunkt IV. des angefochtenen Bescheides):
3.4.1. Rechtslage

GemaR§& 10 Abs 1 Z 3 AsylG ist eine Entscheidung nach diesem Bundesgesetz (dem AsylG) mit einer
Ruckkehrentscheidung oder einer Anordnung zur Aufllerlandesbringung gemaR dem 8. Hauptstliick des FPG zu
verbinden, wenn der Antrag auf internationalen Schutz sowohl bezlglich der Zuerkennung des Status des
Asylberechtigten als auch der Zuerkennung des Status des subsididr Schutzberechtigten abgewiesen wird.

GemalRR§ 52 Abs 1 Z 1 FPG hat das Bundesamt gegen einen Drittstaatsangehdrigen mit Bescheid eine
Ruckkehrentscheidung zu erlassen, wenn er sich nicht rechtmaRig im Bundesgebiet aufhalt. Gemall § 52 Abs 2 Z 2 FPG
hat das Bundesamt gegen einen Drittstaatsangehdrigen unter einem (§8 10 AsylG) mit Bescheid eine
Ruckkehrentscheidung zu erlassen, wenn dessen Antrag auf internationalen Schutz sowohl beztglich der Zuerkennung
des Status des Asylberechtigten als auch der Zuerkennung des Status des subsididr Schutzberechtigten abgewiesen
wird und ihm kein Aufenthaltsrecht nach anderen Bundesgesetzen zukommt.

GemaR § 9 Abs 1 BFA-VG ist die Erlassung einer Riuckkehrentscheidung gemal3§ 52 FPG, wenn dadurch in das Privat-
oder Familienleben des Fremden eingegriffen wird, zuldssig, wenn dies zur Erreichung der im Art 8 Abs 2 EMRK
genannten Ziele dringend geboten ist. Bei der Beurteilung des Privat- und Familienlebens im Sinne des Art 8 EMRK sind
insbesondere die in § 9 Abs 2 Z 1 bis 9 BFA-VG aufgezahlten Gesichtspunkte zu bericksichtigen (die Art und Dauer des
bisherigen Aufenthaltes und die Frage, ob der bisherige Aufenthalt des Fremden rechtswidrig war, das tatsachliche
Bestehen eines Familienlebens, die Schutzwirdigkeit des Privatlebens, der Grad der Integration, die Bindungen zum
Heimatstaat des Fremden, die strafgerichtliche Unbescholtenheit, VerstolRe gegen die o6ffentliche Ordnung,
insbesondere im Bereich des Asyl-, Fremdenpolizei- und Einwanderungsrechts, die Frage, ob das Privat- und
Familienleben des Fremden in einem Zeitpunkt entstand, in dem sich die Beteiligten ihres unsicheren
Aufenthaltsstatus bewusst waren, die Frage, ob die Dauer des bisherigen Aufenthaltes des Fremden in den Behdrden
zurechenbaren Uberlangen Verzdgerungen begrindet ist).

3.4.2. Anwendung der Rechtslage auf den Beschwerdefall
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Zu prufen ist, ob eine Rickkehrentscheidung mit Art 8 EMRK vereinbar ist, weil sie nur dann zulassig ware und nur im
verneinenden Fall ein Aufenthaltstitel nach 8 55 AsylG Uberhaupt in Betracht kame. Die Vereinbarkeit mit Art 8 EMRK
ist aus folgenden Grinden gegeben:

Der seit 30.03.2018 andauernde Aufenthalt des Beschwerdefihrers beruhte auf einer vorlaufigen, nicht endgltig
gesicherten rechtlichen Grundlage, weshalb dieser wihrend der gesamten Dauer des Aufenthaltes in Osterreich nicht
darauf vertrauen durfte, dass er sich in Osterreich auf rechtlich gesicherte Weise bleibend verfestigen kann.

Der Beschwerdefiihrer hat in Osterreich keine Angehérigen und fiihrt auch nach seinen eigenen Angaben keine
"familienahnliche" Beziehung. Zu prifen ist daher ein etwaiger Eingriff in das Privatleben des Beschwerdefihrers.

Unter dem "Privatleben" sind nach der Rechtsprechung des EGMR personliche, soziale und wirtschaftliche
Beziehungen, die fur das Privatleben eines jeden Menschen konstitutiv sind, zu verstehen (vgl. Sisojeva ua gg. Lettland,
EuGRZ 2006, 554). In diesem Zusammenhang komme dem Grad der sozialen Integration des Betroffenen eine wichtige

Bedeutung zu.

Im gegenstandlichen Fall Iasst sich nicht erkennen, dass der Beschwerdefihrer seinen knapp einjahrigen Aufenthalt in
Osterreich in Hinblick auf seine Integration genitzt hatte. Er ist nicht Mitglied in einem Verein, kann keine

Sprachkenntnisse nachweisen und geht keiner regelmafigen Erwerbstatigkeit nach.

Der Beschwerdefiihrer befindet sich ein knappes Jahr in Osterreich. Ausgehend davon, dass der
Verwaltungsgerichtshof bei einem dreieinhalbjahrigen Aufenthalt im Allgemeinen von einer eher kirzeren
Aufenthaltsdauer ausgeht (vgl. Chvosta, 0OJZ 2007/74 unter Hinweis auf die VwGH 08.03.2005, 2004/18/0354;
27.03.2007, 2005/21/0378), und im Erkenntnis vom 26.06.2007, 2007/10/0479, davon ausgeht, "dass der Aufenthalt im
Bundesgebiet in der Dauer von drei Jahren [...] jedenfalls nicht so lange ist, dass daraus eine rechtlich relevante
Bindung zum Aufenthaltsstaat abgeleitet werden kénnte", muss im Falle des Beschwerdefuhrers davon ausgegangen
werden, dass der mit einer Rickkehrentscheidung verbundene Eingriff in sein Privatleben in Osterreich als
verhaltnismaRig angesehen werden muss.

In seinem Herkunftsstaat, in welchem der Beschwerdefihrer aufgewachsen ist und knapp den Groliteil seines
bisherigen Lebens verbracht hat, verfugt der Beschwerdefuhrer Uber sprachliche und kulturelle Verbindungen und
auch familidre Ankn

Quelle: Bundesverwaltungsgericht BVwg, https://www.bvwg.gv.at
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